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Unterrichtung 
durch den Bundesrat 

Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Haushaltsjahr 1995 (Haushaltsgesetz 1995) 
- Drucksachen 13/50, 13/528 - 

hier: Einspruch gemäß Artikel 77 Abs. 3 des Grundgesetzes 

Der Bundesrat hat in seiner 685. Sitzung am 2. Juni 1995 mit der 
Mehrheit seiner Stimmen beschlossen, gegen das vom Deutschen 
Bundestag am 31. März 1995 verabschiedete Gesetz gemäß 

Artikel 77 Abs. 3 des Grundgesetzes mit der aus der Anlage er-
sichtlichen Begründung Einspruch einzulegen. 

Zugeleitet mit Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 2. Juni 1995. 
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Anlage 

Begründung 

Der Deutsche Bundestag hat den Einigungsvor-
schlag des Vermittlungsausschusses in seiner 39. Sit-
zung am 19. Mai 1995 zurückgewiesen. Er hat sich 
damit aus der Verantwortung zurückgezogen, im 
Rahmen des Bundeshaushalts seinen Anteil insbe-
sondere zur Stärkung des Standorts Deutschland 
sowie zur Wahrung und Sicherung des sozialen 
Friedens beizutragen. Das vorliegende Gesetz trägt 
diesen Erfordernissen nicht in ausreichendem Maße 
Rechnung: 

1. Die für Kulturförderung im Land Berlin vorgese-
henen Mittel sind angesichts des Volumens der 
nach der Vereinigung zu finanzierenden beson-
ders herausragenden kulturellen Institutionen 
und Vorhaben nicht ausreichend. Eine Erhö-
hung um 30 Mio. DM ist geboten. 

2. Die Errichtung eines Konversionsfonds des Bun-
des mit zunächst 100 Mio. DM, der über 1995 
hinaus dotiert werden muß, ist in Einlösung ge-
gebener Zusagen dringend erforderlich, um den 
betroffenen Regionen die Bewäl tigung der viel-
fach einschneidenden Abrüstungsfolgen zu er-
möglichen. 

3. Fortbestehende Wettbewerbsverzerrungen zum 
Nachteil der deutschen Werften durch von ande-
ren Staaten gewährte Subventionen erfordern 
eine Fortführung der Schiffbauhilfen bis zum 
Inkrafttreten der OECD-Vereinbarung über die 
Herstellung normaler Wettbewerbsbedingungen 
im Werftschiffbau voraussichtlich am 1. Januar 
1996. Zur Fortgewährung der Zinszuschüsse ist 
ein Verpflichtungsrahmen von 400 Mio. DM not-
wendig. 

Um eine angemessene Fortführung des Wett-
bewerbshilfeprogramms sicherzustellen, ist ei-
ne Erhöhung des Verpflichtungsrahmens um 
159,167 Mio. DM erforderlich. Im Blick auf die 
dem Bund verfassungsmäßig obliegende sekto-
rale Verantwortung ist ein Bundesanteil von 
50 v. H. vorzusehen. 

4. Die geplante Begrenzung der Arbeitslosenhilfe 
auf zwei Jahre mit der Folge der Lastenverlage-
rung in den Sozialhilfebereich der Kommunal-
ebene wird abgelehnt. 

5. Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit muß einen 
größeren Stellenwert erhalten. Der Bund muß 
deshalb seinen gesetzlichen Verpflichtungen ge-
genüber der Bundesanstalt für Arbeit in vollem 
Umfang nachkommen. Mit einer Erhöhung der 
Mittel um 200 Mio. DM ist der Einstieg in die 
Finanzierung von Arbeitsbeschaffungsmaßnah

-

men für Sozialhilfeempfänger mit dem Ziel, de-
ren Chancen zum Wiedereinstieg in das Berufsle-
ben zu verbessern, möglich. 

6. Das Wohngeld erfüllt seinen Zweck, ein ange-
messenes und familiengerechtes Wohnen wirt-
schaftlich zu sichern, nur noch in eingeschränk-
tem Maße. Eine Novellierung des Wohngeldge-
setzes bis zum Herbst 1995 ist dringend erforder-
lich. Die zu erwartenden Mehrausgaben bedin-
gen eine Mittelaufstockung um 150 Mio. DM. 

7. Eine angemessene Förderung des sozialen Woh-
nungsbaues ist nicht mehr gewährleistet. Dies gilt 
insbesondere für das Sonderprogramm für Re-
gionen mit erhöhter Wohnungsnachfrage. Mit 
Blick auf die nach wie vor bestehenden Engpässe 
in der Wohnungsversorgung ist bis zu einer 
umfassenden Verbesserung der Versorgungslage 
die Fortführung des Sonderprogramms auf dem 
bisherigen Niveau erforderlich; hierzu ist der Ver-
pflichtungsrahmen um 560 Mio. DM zu erhöhen. 

8. Die Sicherung der internationalen Wettbewerbs-
fähigkeit des Wirtschaftsstandorts Deutschl and 
bedingt eine Technologieoffensive, die mit sta-
gnierenden Finanzmitteln nicht initiiert werden 
kann. Die Aufstockung der Mittel für Forschung 
und Entwicklung, insbesondere für den Bereich 
regenerativer Energien, um 156 Mio. DM setzt 
ein Signal für die Zukunft. 

9. Die im Bundeshaushalt vorgesehenen Komple-
mentärmittel für den Hochschulbau reichen in 
keiner Weise aus, begonnene Vorhaben zu Ende 
zu führen und empfohlene Vorhaben zu begin-
nen. Zur Vermeidung eines Einbruchs im Hoch-
schulbau zumindest in den alten Ländern sowie 
zur Sicherung der internationalen Konkurrenz-
fähigkeit ist die Aufstockung der Mittel um 
200 Mio. DM erforderlich. 

10. Aus dem Anerkenntnis des Deutschen Bundes-
tages bei der Verabschiedung des Schwange-
ren- und Familienhilfegesetzes, Länder und Ge-
meinden seien mit der alleinigen Finanzierung 
der sozialen Begleitmaßnahmen überfordert, 
folgt die Notwendigkeit, ein Finanzierungs-
instrumentarium zu installieren, das alle Ebenen 
einbindet. Die Bundesregierung hat hierzu im 
Zusammenwirken mit den Ländern ein auf drei 
Jahre befristetes Aktionsprogramm aufzustellen 
und sich im Rahmen dieses Programms an den 
Investitionskosten für Kindergärten mit pau-
schalierten Festbeträgen in Höhe von 25 v. H. 
der durchschnittlichen Investitionskosten zu be-
teiligen. Hiervon entfallen 583 Mio. DM auf das 
Haushaltsjahr 1995, 1 167 Mio. DM bleiben den 
Haushaltsjahren 1996 und 1997 vorbehalten. 

11. Voraussetzung für die dauerhafte Stärkung 
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit des 
Standorts Deutschl and ist die Sicherung eines 
hohen Bildungsniveaus. Dazu bedarf es einer 
leistungsfähigen und gerechten Ausbildungsför- 
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derung als Kernbestandteil einer zukunftsorien-
tierten Bildungspolitik. 

Die Bundesregierung wird deshalb gebeten, das 
Bundesausbildungsförderungsgesetz den ge-
stiegenen Lebenshaltungskosten anzupassen 
und die Voraussetzungen für eine bedarfsge-
rechte Anhebung der Bedarfssätze und Freibe-
träge ab Herbst 1995 zu schaffen. 

12. Die zusätzlichen Ausgaben sind durch Kür-
zungen um jeweils 500 Mio. DM bei Personal-
verstärkungsmitteln und Zinsausgaben sowie 
um 100 Mio. DM bei den Mitteln für Öffent-
lichkeitsarbeit und durch Mehreinnahmen in 
Höhe von 200 Mio. DM aus Einnahmen aus 
Kapitalherabsetzung sowie von 400 Mio. DM 
aus Grundstücksveräußerungen zu finanzie-
ren. 



 


